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Hessischer Landtag 
Dem Vorsitzenden des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr 
Herr Clemens Reif 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
                  

 
 

Gießen, 01.02.2013 
 

Stellungnahme des Landesverbands hessischer Omnibusunternehmer e.V. (LHO) zum 
Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Hessisches Gesetz zur 
Gewährleistung von Tariftreue, Mindestentgelt und fairem Wettbewerb bei öffentlichen 
Auftragsvergaben (Hessisches Tariftreue- und Vergabegesetz, HTVG, Drucks. 18/6268) 

 
 

Sehr geehrter Herr Reif, 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, in dieser Form zum o.g. Gesetzesentwurf Stellung 
nehmen zu dürfen. Insbesondere möchten wir zu folgenden Aspekten des Gesetzentwurfs 
unsere Auffassung übermitteln: 
 
 
I. § 3, Allgemeine Grundsätze, soziale und ökologische Anforderungen  
 
Die Regelung sieht vor, dass Auftraggeber zusätzliche soziale und ökologische 
Anforderungen stellen, sofern sie im sachlichen Zusammenhang mit dem 
Auftragsgegenstand stehen. Unabhängig von der Frage, wann dieser Zusammenhang 
gegeben ist, stellt sich angesichts der Vielzahl möglicher zu beachtender Vorgaben die 
Frage, ob hierdurch nicht zu hohe Hürden bei der Teilnahme an Aufträgen errichtet werden. 
Denn insbesondere bei den Regelungen zur besonderen Förderung von Frauen, der 
Beschäftigung von Auszubildenden und zur umweltverträglichen Beschaffung mit 
Gütezeichen – so gut gemeint sie auch sein mögen – stellt sich unweigerlich das Problem 
der Wertung und Gewichtung im Vergabeprozess.  Es dürfte in der Praxis äußerst schwer für 
den Auftraggeber sein, in diesen Punkten Bewertungskriterien aufzustellen, die 
Chancengleichheit und Diskriminierungsfreiheit gewährleisten. Es darf auch bezweifelt 
werden, ob sie im Rahmen der Auftragsvergabe ein wirksames Mittel zur 
Mittelstandsförderung sind. Denn die Einhaltung dieser Kriterien, um bessere Chancen beim 
Zuschlag eines Auftrages zu erhalten, dürfte sich vor allem für kleinste und kleine 
mittelständische Unternehmen als schwierig erweisen. 
Das durchaus wünschenswerte Ziel der Stärkung des Mittelstands droht somit in Gefahr, 
konterkariert zu werden.  
 
 
II.  § 6, Tariftreueerklärung  
 
Es ist rechtlich nach wie vor umstritten, ob nach dem Rüffert-Urteil des EuGH entsprechende 
Tariftreueklauseln – auch im Bereich des Verkehrswesens – rechtlich Bestand haben. Es 
könnten daher sämtliche auf dieser Basis vergebenden Aufträge möglicherweise rechtlich 
nicht haltbar sein. Dies birgt eine erhebliche Gefahr für die Auftraggeber und -nehmer. 
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Dennoch halten wir als Tarifpartner Maßnahmen, die geeignet sind, Lohndumping 
auszuschließen, generell für begrüßenswert. Der seit 2003 in Hessen durchgeführte 
flächendeckende Ausschreibungswettbewerb um ÖPNV-Leistungen hat für die 
mittelständischen Strukturen des Gewerbes und für die entsprechenden Unternehmen sehr 
nachteilige Folgen gehabt. Marktaustritte, Insolvenzen und die Übernahme von 
Unternehmen durch Global Player, die in den Markt eintraten, waren die Folge. Auch der 
Druck auf die Entlohnung der Fahrerinnen und Fahrer hat letzten Endes zugenommen. 
Besonders zu Beginn des Wettbewerbs kam es zu Fällen von Dumpinglöhnen. Nachteile 
hatten hier insbesondere die Unternehmen, die durch ihre Verbandsmitgliedschaft 
tarifgebunden waren und entsprechende Löhne zahlten mussten und auch wollten. Um die 
Problematik einzudämmen, wurde daher schon vor einigen Jahren eine Tariftreueklausel in 
die Vergabeunterlagen der ÖPNV-Auftraggeber aufgenommen, für die wir uns als Verband 
auch eingesetzt haben. Nach dieser wird das Niveau des LHO-Entgelttarifvertrages von den 
Unternehmen gefordert. Wir haben somit in Hessen für den Bereich des ÖPNV faktisch 
schon eine Tariftreue. 
 
Bei jeglicher Tariftreueklausel – sei es vertraglich oder gesetzlich – ist letztlich entscheidend, 
was gefordert wird und auf welcher Basis Angebote abgegeben werden müssen.  
Nach dem Entwurf dürfen öffentliche Aufträge im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs 
nur an Unternehmen vergeben werden, die sich schriftlich verpflichten bei der Ausführung 
der Leistung mindestens dem in Hessen für diese Leistung in einem der einschlägigen und 
repräsentativen, mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifverträge vorgesehene 
Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der 
Ausführungslaufzeit Änderungen nachzuvollziehen.  
 
Das Gesetz zeigt sich zwar grundsätzlich dahingehend offen, dass es auch mehr als einen 
einschlägigen und repräsentativen Tarifvertrag geben kann. Dies schließt jedoch nicht aus, 
dass je nach politischem Willen nur ein bestimmter Tarifvertrag als einschlägig und 
repräsentativ festgelegt wird. Das Beispiel Nordrhein-Westfalen beweist, dass dies kein rein 
theoretisches Problem ist. Dort wurde im Bereich ÖPNV nur der kommunale Tarifvertrag 
TVN-N NRW festgelegt. Somit wurde der Tarifvertrag des dortigen privaten 
Omnibusgewerbes gleichsam ausgeschaltet, mit erheblichen Konsequenzen für den 
Tarifpartner und die angeschlossenen Unternehmen. Die in Hessen und anderen 
Bundesländern bestehende Vielfalt an Tarifverträgen im Bereich des ÖPNV hat Ihren 
Ursprung in den unterschiedlichen unternehmerischen Strukturen und Betätigungsfeldern der 
dort tätigen Unternehmen. So zeichnet sich das private Omnibusgewerbe dadurch aus, dass 
häufig für mehrere Auftraggeber gefahren wird, etwa Verbünde, lokale 
Nahverkehrsorganisationen, Schulträger, aber auch private Personen und Organisationen im 
Gelegenheitsverkehr. Es stellt diese Unternehmen vor größte organisatorische 
Schwierigkeiten, wenn sie auf Grund der Verbandsmitgliedschaft an einen Tarifvertrag 
gebunden sind, für bestimmte Aufträge jedoch die Vorschriften eines anderen Tarifvertrags 
einhalten müssen. So könnte es sein, dass ein Fahrer einen Teil seiner Arbeitszeit nach dem 
einen und einen anderen Teil nach einem weiteren Tarifvertrag bezahlt werden muss. 
Gleiches gilt für kaufmännische Angestellte. 
 
Wir halten es auf Grund der im Grundgesetz niedergelegten Tarifautonomie für rechtlich sehr 
fragwürdig, ob der Gesetzgeber einen repräsentativen Tarifvertrag vorschreiben kann. 
Entscheidend muss vielmehr sein, ob es sich um einen einschlägigen Tarifvertrag handelt, 
der von zwei tariffähigen Tarifpartnern geschlossen wurde.  
Letzten Endes geht es zum einen um den Erhalt der Tarifpluralität, die gewährleistet, dass 
nicht nur zwischen verschiedenen Branchen, sondern auch innerhalb einer Branche 
strukturelle Unterschiede der jeweiligen beteiligten Unternehmen berücksichtigt werden 
können. Zum anderen halten wir diese Tarifpluralität auch langfristig für richtig, um die 
Kosten im ohnehin zuschussbedürftigen ÖPNV nicht ausufern zu lassen. Denn die 
Festlegung auf nur einen Tarifvertrag und damit eines quasi-Monopols von tariflich zu 
zahlenden Leistungen kann nicht im Sinne der öffentlichen Haushalte sein. Schon jetzt 
werden erhebliche Leistungen im Nahverkehr gekürzt, da die zur Verfügung stehenden Mittel 
nicht steigen, und die Kostensteigerungen nicht kompensiert werden können. 
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Sofern demnach eine gesetzliche Regelung überhaupt den genannten rechtlichen Bedenken 
standhält, schlagen wir folgenden Wortlaut hierfür vor: 
 
„Öffentliche Aufträge über Verkehrsdienstleistungen gemäß § 2 Absatz 2 dürfen nur an 
Auftragnehmer (Unternehmen) vergeben beziehungsweise erteilt werden, die sich bei der 
Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausführung dieser 
Leistungen mindestens das Entgelt zu zahlen, das in einem in Hessen für diesen Bereich 
geltenden bzw. nachwirkenden Tarifvertrag vorgesehen ist.“ 
 
Der Hinweis auf einen „nachwirkenden“ Tarifvertrag halten wir für wichtig, um zu verhindern, 
dass ggfs. Tarifverträge, die nicht mehr gewünscht sind, gekündigt und nicht nachverhandelt 
werden. 
 
Ferner müsste festgelegt werden, was unter dem Begriff „Entgelt“, wie er in § 6 Absatz 3 
Ziffer 1 des Entwurfs verwendet wird, zu verstehen ist. Denn zum „Entgelt“ gehört nicht nur 
der tariflich vereinbarte Stundenlohn, sondern es müssen auch die Rahmenbedingungen des 
Arbeitsverhältnisses berücksichtigt werden, die im Mantel-Tarifvertrag festgelegt sind. Hierzu 
zählen etwa Sonder- oder Zeitzuschläge, Vergütung von Vor- und Nachbereitungsarbeiten, 
Arbeitsunterbrechungen und Wartezeiten. Diese Punkte können im ÖPNV einen erheblichen 
Teil der Vergütung ausmachen und müssen daher miteinbezogen werden. Ansonsten würde 
der Zweck des Gesetzes, ein auf tariflicher Basis geltendes Entlohnungsniveau 
sicherzustellen, nicht erreicht.   
 
Sofern, wie in Ziff. 2 vorgesehen der Auftragnehmer verpflichtet wird, während der 
Ausführung der Leistungen eintretende tarifvertragliche Änderungen des Entgelts 
nachzuvollziehen, so muss im Gesetz konsequenterweise auch ein Mechanismus 
festgeschrieben werden, der eine Fortschreibung der entsprechenden Kosten vorsieht. Dies 
ist insbesondere im Fall von ÖPNV-Leistungen der Fall, die in der Regel für acht, teilweise 
sogar bis zehn Jahre vergeben werden. Wenn auf der einen Seite Tariftreue für die gesamte 
Laufzeit gefordert wird, dann muss diese Verpflichtung auf der anderen Seite auch finanziell 
„unterfüttert“ werden. Eine solche Klausel sollte sich auch auf alle relevanten 
Entlohnungsbestandteile beziehen, nicht nur auf den reinen Stundenlohn. 
 
 
III. § 10, Nachweise und Kontrollen 
 
§ 10 des Entwurfs sieht Kontrollbefugnisse des Auftraggebers und Nachweispflichten des 
Auftragnehmers im Hinblick auf die Einhaltung der Gesetzesvorgaben vor. Generell halten 
wir eine Nachweisbarkeit für wichtig, um gesetzestreue und zuverlässige Unternehmen vor 
unlauterer Konkurrenz zu schützen. Allerdings bedarf es hierbei einer Regelung, die 
sicherstellt, dass Kontrollen nicht störend in den Betriebsablauf der jeweiligen Unternehmen 
eingreifen. Ferner muss der Schutz der sensiblen Unternehmens- und Arbeitnehmerdaten 
gewährleistet sein. 
 
 
IV. § 11, Sanktionen 
 
Generell sind Sanktionen ein wirksames Mittel, um die Einhaltung von gesetzlichen 
Vorschriften zu gewährleisten. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass Sanktionen auch nicht 
unverhältnismäßig sein dürfen. Das Zusammenspiel von Absätzen 1 bis 3 bewirkt eine 
mögliche Sanktionierung von Unternehmen per Vertragsstrafe, eine mögliche fristlose 
Kündigung, eine Schadensersatzverpflichtung sowie einen möglichen Vergabeausschluss für 
bis zu drei Jahren. Bedenkt man, dass sich die Pflicht des Auftragnehmers nicht nur für 
eigene, sondern nach §§ 8 und 9 auch auf die Verpflichtungen von Unterauftragnehmer 
bezieht, ist eine derart weite Sanktionierungsmöglichkeit überprüfungswürdig. 
 
 
V.  § 12, Betreiberwechsel bei der Erbringung von ÖPNV-Leistungen 
 
Der neue Betreiber ist auf Grund des Gesetzes zur Tariftreue verpflichtet. Sofern § 12 
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verhindern soll, dass sich ein neuer Betreiber sich nicht tariftreu verhält, so ist die Regelung  
nicht notwendig, da sich die Verpflichtung zur Tariftreue bereits aus § 6 ergibt. Wenn diese 
Vorschrift dennoch bestehen bleibt, sollte zumindest eine Regelung dahingehend eingefügt 
werden, die den Auftraggeber verpflichtet, die notwendigen entstehenden Kosten für die 
Verpflichtung zur Information des Auftraggebers zu ersetzen.   
 

     

       
Karl Reinhard Wissmüller         Volker Tuchan   
- 1. Vorsitzender -          - Geschäftsführer - 
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Hessischer Landtag 
Dem Vorsitzenden des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr 
Herr Clemens Reif 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
                  

 
 

Gießen, 01.02.2013 
 

Stellungnahme des Landesverbands hessischer Omnibusunternehmer e.V. (LHO) zum 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Sicherung von Tariftreue und 
Sozialstandards sowie fairem Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Hessisches Tariftreue- und Vergabegesetz) (Drucks. 18/6291)  

 
 

Sehr geehrter Herr Reif, 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, in dieser Form zum o.g. Gesetzesentwurf Stellung 
nehmen zu dürfen. Insbesondere möchten wir zu folgenden Aspekten des Gesetzentwurfs 
unsere Auffassung übermitteln: 
 
 
I. § 4, Mittelstandsförderung 
 
Wir begrüßen die mit dem Gesetz intendierte Förderung kleinerer und mittlerer 
Unternehmen. Positiv bewerten wir auch die – wenngleich eingeschränkte – Pflicht, Art und 
Umfang der Leistung sowie die Vergabebedingungen mittelstandsfreundlich zu gestalten. 
Gerade im Bereich des ÖPNV haben es die Unternehmen mit sehr komplexen 
Vergabeverfahren und Vergabeanforderungen zu tun. Schon das von Seiten unseres 
Verbands, des RMV und des Hessischen Verkehrsministeriums 2008 in Auftrag gegebene 
Gutachten (BSL-Gutachten) hat u.a. eine Differenzierung von Losgrößen und eine 
Reduzierung der Komplexität bei kleineren Losen als mögliche Hilfestellungen für kleinere 
Unternehmen empfohlen. 
 
 
II. § 5, Berücksichtigung ökologischer und sozialer Kriterien im Vergabeverfahren  
 
Die Regelung ist insofern missverständlich, als im Wortlaut ökologische und soziale Belange 
berücksichtigt werden müssen, in der Begründung der Norm jedoch von „können“ die Rede 
ist. Anders als der Wortlaut des § 5 legt § 6 fest, dass diese gleichen Kriterien berücksichtigt 
werden „können“. Das Zusammenspiel von Wortlaut und Begründung des § 5 sowie Sinn 
und Zweck des § 6 erschließt sich in dieser Form nicht. Auch die Tatsache, dass nach § 10 
bei der Erteilung des Zuschlags Umweltbelange, also ökologische Kriterien berücksichtigt 
werden „können“, nach § 5 aber „müssen“ führt nicht zu weiterer Klärung, ob dies nun 
verpflichtend vorgeschrieben ist oder nicht. Generell halten wir es jedoch für schwierig, für 
diese eher weichen Anforderungen rechtssicher Maßstäbe zu definieren, die einer möglichen 
Vergabeprüfung standhalten. Von daher sollte die Regelung, wenn überhaupt, in das 
Ermessen des Auftraggebers gestellt werden. 
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III. § 8, ILO-Kernarbeitsnormen  
 
Die Vorgabe, keine Waren einzusetzen, die unter Missachtung der ILO-Kernarbeitsnormen 
produziert wurden, mag gut gemeint sein. Jedoch ist aus unserer Sicht nicht deutlich, wie die 
Verkehrsunternehmen die Einhaltung dieser Kriterien überprüfen sollen, etwa im Rahmen 
der hier betroffenen Bestellung von Fahrzeugen. Es wäre anzuregen, hier zwischen 
verschiedenen Arten der Vergabegegenstände zu unterscheiden. 
 
 
IV. § 12, Tariftreue, Entgeltgleichheit und Mindestentgelt  
 
Es ist rechtlich nach wie vor umstritten, ob nach dem Rüffert-Urteil des EuGH entsprechende 
Tariftreueklauseln – auch im Bereich des Verkehrswesens – rechtlich Bestand haben. Es 
könnten daher sämtliche auf dieser Basis vergebenden Aufträge möglicherweise rechtlich 
nicht haltbar sein. Dies birgt eine erhebliche Gefahr für die Auftraggeber und -nehmer. 
 
Dennoch halten wir als Tarifpartner Maßnahmen, die geeignet sind, Lohndumping 
auszuschließen, generell für begrüßenswert. Der seit 2003 in Hessen durchgeführte 
flächendeckende Ausschreibungswettbewerb um ÖPNV-Leistungen hat für die 
mittelständischen Strukturen des Gewerbes und für die entsprechenden Unternehmen sehr 
nachteilige Folgen gehabt. Marktaustritte, Insolvenzen und die Übernahme von 
Unternehmen durch Global Player, die in den Markt eintraten, waren die Folge. Auch der 
Druck auf die Entlohnung der Fahrerinnen und Fahrer hat letzten Endes zugenommen. 
Besonders zu Beginn des Wettbewerbs kam es zu Fällen von Dumpinglöhnen. Nachteile 
hatten hier insbesondere die Unternehmen, die durch ihre Verbandsmitgliedschaft 
tarifgebunden waren und entsprechende Löhne zahlten mussten und auch wollten. Um die 
Problematik einzudämmen, wurde daher schon vor einigen Jahren eine Tariftreueklausel in 
die Vergabeunterlagen der ÖPNV-Auftraggeber aufgenommen, für die wir uns als Verband 
auch eingesetzt haben. Nach dieser wird das Niveau des LHO-Entgelttarifvertrages von den 
Unternehmen gefordert. Wir haben somit in Hessen für den Bereich des ÖPNV faktisch 
schon eine Tariftreue. 
 
Bei jeglicher Tariftreueklausel – sei sie vertraglich oder gesetzlich – ist letztlich entscheidend, 
was gefordert wird und auf welcher Basis Angebote abgegeben werden müssen.  
Nach dem Entwurf dürfen öffentliche Aufträge im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs 
nur an Unternehmen vergeben werden, die sich schriftlich verpflichten „mindestens den am 
Ort der Leistungserbringung für das jeweilige Gewerbe geltenden Lohn- und Gehaltstarif zu 
zahlen.“ Wir halten es für zielführender, nicht auf den „Ort der Leistungserbringung“, sondern 
auf einen „in Hessen geltenden“ Tarifvertrag abzustellen, so dass jeder einschlägige und 
rechtmäßige Tarifvertrag zur Anwendung kommen kann. 
Sofern demnach eine gesetzliche Regelung überhaupt den generellen rechtlichen Bedenken 
standhält, schlagen wir folgenden Wortlaut hierfür vor: 
 

„Öffentliche Aufträge über Verkehrsdienstleistungen gemäß § 2 Absatz 2 dürfen nur an 
Auftragnehmer (Unternehmen) vergeben beziehungsweise erteilt werden, die sich bei der 
Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausführung dieser 
Leistungen mindestens das Entgelt zu zahlen, das in einem in Hessen für diesen Bereich 
geltenden bzw. nachwirkenden Tarifvertrag vorgesehen ist.“ 

 
Der Hinweis auf einen „nachwirkenden“ Tarifvertrag halten wir für wichtig, um zu verhindern, 
dass ggfs. Tarifverträge, die nicht mehr gewünscht sind, gekündigt und nicht nachverhandelt 
werden. 
 
Ferner müsste festgelegt werden, dass nicht nur der reine „Lohn- und Gehaltstarif“, wie er in 
§ 12 Absatz 2 des Entwurfs gefordert wird, einbezogen wird. Denn zum Verdienst, den die 
Unternehmen zahlen müssen, gehört nicht nur der tariflich vereinbarte Stundenlohn, sondern 
es müssen auch die Rahmenbedingungen des Arbeitsverhältnisses berücksichtigt werden, 
die im Mantel-Tarifvertrag festgelegt sind. Hierzu zählen etwa Sonder- oder Zeitzuschläge, 
Vergütung von Vor- und Nachbereitungsarbeiten, Arbeitsunterbrechungen und Wartezeiten.  

AV WVA/18/47 Seite 186



Seite | 3  

 

 
 
 
Diese Punkte können im ÖPNV einen erheblichen Teil der Vergütung ausmachen und  
müssen daher miteinbezogen werden. Ansonsten würde der Zweck des Gesetzes, ein auf 
tariflicher Basis geltendes Entlohnungsniveau sicherzustellen, nicht erreicht.  
 
Durch die Tariftreue wird der Auftragnehmer verpflichtet, während der Ausführung der 
Leistungen eintretende tarifvertragliche Änderungen des Entgelts nachzuvollziehen. Daher 
muss im Gesetz konsequenterweise auch ein Mechanismus festgeschrieben werden, der 
eine Fortschreibung der entsprechenden Kosten vorsieht. Dies ist insbesondere bei ÖPNV-
Leistungen der Fall, die in der Regel für acht, teilweise sogar bis zehn Jahre vergeben 
werden. Wenn auf der einen Seite Tariftreue für die gesamte Laufzeit gefordert wird, dann 
muss diese Verpflichtung auf der anderen Seite auch finanziell „unterfüttert“ werden. Eine 
solche Klausel sollte sich auch auf alle relevanten Entlohnungsbestandteile beziehen, nicht 
nur auf den reinen Stundenlohn. 
 
 
V. § 15 - Berufliche Erstausbildung / Förderung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern sowie der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
 
Auch wenn die Aufnahme dieser Kriterien als „Kann-Bestimmung“ ausgestaltet ist und im 
Ermessen des Auftraggebers steht, handelt sich hierbei um eher vergabefremde  „weiche“ 
Aspekte. Es dürfte in der Praxis auch äußerst schwer für den Auftraggeber sein, in diesen 
Punkten einheitliche Bewertungskriterien aufzustellen, die Chancengleichheit und 
Diskriminierungsfreiheit gewährleisten. 
Sofern die Regelung bestehen bliebt, halten wir eine Grenze von mindestens 20 
Mitarbeitern, um sehr kleine Betriebe hiervon zu entlasten, ungeachtet der grundsätzlichen 
Kritik, für sinnvoll. Jedoch kann gefragt werden, warum diese Grenze nicht auch an anderer 
Stelle, z.B. bei § 5 angewandt wird. Ferner dürfte sich die Einhaltung dieser Kriterien, um 
bessere Chancen beim Zuschlag eines Auftrages zu erhalten, auch für mittelständische 
Unternehmen, die nur wenig mehr als 20 Beschäftigte haben, als schwierig erweisen. Es darf 
daher bezweifelt werden, ob sie im Rahmen der Auftragsvergabe ein wirksames Mittel zur 
Mittelstandsförderung im Sinne des § 4 sind. 
 
 
VI. § 19, § 20 – Kontrollen 
 
Der Entwurf sieht Kontrollbefugnisse des Auftraggebers und Nachweispflichten des 
Auftragnehmers im Hinblick auf die Einhaltung der Gesetzesvorgaben vor. Generell halten 
wir eine Nachweisbarkeit für wichtig, um gesetzestreue und zuverlässige Unternehmen vor 
unlauterer Konkurrenz zu schützen. Allerdings bedarf es hierbei einer Regelung, die 
sicherstellt, dass Kontrollen nicht störend in den Betriebsablauf der jeweiligen Unternehmen 
eingreifen. Ferner muss der Schutz der sensiblen Unternehmens- und Arbeitnehmerdaten 
gewährleistet sein. Wir halten es auch für problematisch, eine generelle Kontrollmöglichkeit 
einzuräumen. Ausreichend ist aus unserer Sicht eine anlassbezogene Möglichkeit der 
Kontrolle der Auftragnehmer. 
Auch ist zu fragen, ob die Einrichtung einer neuen Prüfbehörde, um die Verpflichtungen nur 
aus der Tariftreueregelung, zu überprüfen, nötig und sinnvoll ist. Denn in § 19 ist bereits eine 
generelle Befugnis des Auftraggebers, die Einhaltung der dem Auftragnehmer gesetzlich 
auferlegten Verpflichtungen, zu überprüfen, geregelt. 
 
 
VII. § 21, Sanktionen 
 
Generell sind Sanktionen ein wirksames Mittel, um die Einhaltung von gesetzlichen 
Vorschriften zu gewährleisten. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass Sanktionen auch nicht 
unverhältnismäßig sein dürfen. Das Zusammenspiel von Absätzen 1 bis 3 bewirkt eine 
mögliche Sanktionierung von Unternehmen per Vertragsstrafe, eine mögliche fristlose 
Kündigung, eine Schadensersatzverpflichtung sowie einen möglichen Vergabeausschluss für 
bis zu drei Jahren.  
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Bedenkt man, dass sich die Pflicht des Auftragnehmers nicht nur für eigene, sondern auch 
auf die Verpflichtungen von Unterauftragnehmer bezieht, halten wir eine derart weite 
Sanktionierungsmöglichkeit für überprüfungswürdig. 
            

     
Karl Reinhard Wissmüller    Volker Tuchan   
- 1. Vorsitzender -      - Geschäftsführer - 
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Hessischer Landtag 
Dem Vorsitzenden des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr 
Herr Clemens Reif 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
                  

 
Gießen, 01.02.2013 

 
Stellungnahme des Landesverbands Hessischer Omnibusunternehmer e.V. (LHO) zum 
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP für ein Gesetz zur Förderung der 
mittelständischen Wirtschaft und zur Vergabe öffentlicher Aufträge (Drucks. 18/6492)  

 
 

Sehr geehrter Herr Reif, 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, in dieser Form zum o.g. Gesetzesentwurf Stellung 
nehmen zu dürfen und bitten, die nicht ganz fristgerechte Zusendung zu entschuldigen. 
 
Insbesondere möchten wir zu folgenden Aspekten des Gesetzentwurfs Stellung nehmen. 
 
I. Regelungen zur Mittelstandsförderung 
 
In unserem Verband sind in der Mehrzahl mittelständische, oftmals noch familiengeführte 
Unternehmen organisiert. Aus diesem Grund begrüßen wir gesetzgeberische Maßnahmen, 
die solche Unternehmen besonders berücksichtigen.  
Die Intention des Gesetzes deckt sich zum Teil mit den Zielen und Maßnahmen der EU-
Kommission im „Small Business Act“, der ebenfalls dazu beitragen soll, mittelständische 
Unternehmen mehr Aufmerksamkeit und Unterstützung zukommen zu lassen, um 
einheitliche Rahmenbedingungen für KMU entstehen zu lassen. 
 
Im Hinblick auf § 3 des Entwurfs regen wir an, sofern nicht ohnehin vorgesehen, im Rahmen 
der Berichterstattung durch das Wirtschaftsministerium eine nach Branchen ausdifferenzierte 
Aufstellung vorzulegen. Denn so gut und sinnvoll Regelungen im Einzelfall sein mögen, so 
wichtig ist, die Spezifika der jeweiligen Branchen anzuerkennen und ggfs. politisch zu 
fördern.  
 
Die Regelung in § 5, wonach mittelstandsrelevante Rechts- und Verwaltungsvorschriften vor 
ihrem Erlass auf ihre Auswirkungen auf die mittelständische Wirtschaft zu überprüfen sind, 
halten wir für sinnvoll. Jedoch bleibt unklar, was sich hinter dem Begriff „mittelstandsrelevant“ 
verbirgt. Nimmt man die immer wieder betonte gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Bedeutung des Mittelstandes ernst, müsste dies für eine Vielzahl von Regelungen gelten. 
Begrüßenswert ist, dass kleine und Kleinstunternehmen von unzumutbaren Belastungen 
freigestellt werden sollen. Denn ein nicht geringer Teil unserer Mitgliedsunternehmen hat 
nicht mehr als 10 Mitarbeiter. Was jedoch als unzumutbar angesehen wird, sollte im Gesetz 
deutlicher Ausdruck finden. 
 
Die Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen durch Landesbürgschaften, 
-darlehen u.ä. Instrumente nach § 6 ist zu begrüßen. Es wäre jedoch wünschenswert, 
konkrete Fördertatbestände aufzuführen. Im Bereich der Verkehrsdienstleistungen ist die 
 
 

Landesverband Hessischer
Omnibusunternehmer e.V.

Marburger Str. 44, 35390 Gießen 

Telefon: (06 41) 9 32 93-0 - Fax: (06 41) 9 32 93-33 

E-Mail: info@lho-online.com 

Internet: www.lho-online.com 

AV WVA/18/47 Seite 190



  
 
 
Leistungserbringung häufig mit enormen Kosten für die Anschaffung neuer Fahrzeuge 
verbunden. Hier wäre eine Wiederaufnahme der Förderung solcher Fahrzeuge wichtig. 
Ferner zeigt sich, dass kleinere Unternehmen bei der Finanzierung eine ungünstigere 
Ausgangsposition haben. Von daher halten wir Hilfen bei der Finanzierung für sinnvoll. 
 
Wir begrüßen die Regelung gemäß § 8 zum Vorrang privater Leistungen, zu dem sich die 
Landesregierung bekennt. Fraglich ist, welchen eigenständigen Anwendungsbereich die 
Vorschrift im Zusammenspiel mit der spezifischen Regelung in § 121 HGO hat. Denn dort ist 
aufgeführt, unter welchen Bedingungen sich Gemeinden wirtschaftlich betätigen dürfen.  
 
 
 
II. Regelungen zur Vergabe von Aufträgen 
 
In § 3 ist eine Tarifvertragsbindung geregelt. In der Begründung wird darauf verwiesen, eine 
Verpflichtung, örtliche, aber nicht bindende Tarifvertragsleistungen anzuwenden, stehe im 
Widerspruch zum Rüffert-Urteil des EuGH. In der Tat ist – auch im Bereich des 
Verkehrswesens –  noch umstritten, ob dieses Urteil auch im Verkehrsbereich Anwendung 
findet. Es könnten daher sämtliche auf dieser Basis vergebenden Aufträge möglicherweise 
rechtlich nicht haltbar sein. Dies birgt eine erhebliche Gefahr für die Auftraggeber und  
-nehmer. 
Wir akzeptieren daher die rechtliche Wertung im Entwurf, möchten jedoch zum Ausdruck 
bringen, dass wird dennoch Maßnahmen generell für begrüßenswert halten, die geeignet 
sind, Lohndumping auszuschließen. Der seit 2003 in Hessen durchgeführte flächendeckende 
Ausschreibungswettbewerb um ÖPNV-Leistungen hat für die mittelständischen Strukturen 
des Gewerbes und für die entsprechenden Unternehmen sehr nachteilige Folgen gehabt. 
Marktaustritte, Insolvenzen und die Übernahme durch Global Player, die in den Markt 
eintraten, waren die Folge. Auch der Druck auf die Entlohnung der Fahrerinnen und Fahrer 
hat letzten Endes zugenommen. Besonders zu Beginn des Wettbewerbs kam es zu Fällen 
von Dumpinglöhnen. Nachteile hatten hier insbesondere die Unternehmen, die durch ihre 
Verbandsmitgliedschaft tarifgebunden waren und entsprechende Löhne zahlten mussten und 
auch wollten.  
Um die Problematik einzudämmen, wurde daher schon vor einigen Jahren eine 
Tariftreueklausel in die Vergabeunterlagen der ÖPNV-Auftraggeber aufgenommen, für die 
wir uns als Verband auch eingesetzt haben. Nach dieser wird das Niveau des LHO-
Entgelttarifvertrages von den Unternehmen gefordert. Wir haben somit in Hessen für den 
Bereich des ÖPNV faktisch schon eine Tariftreue. 
Als Tarifvertragspartner würden wir uns daher grundsätzlich einer gesetzlichen Regelung in 
diesem Bereich nicht entgegenstellen, sofern diese rechtssicher ausgestaltet werden kann. 
Entscheidend hierbei wäre jedoch, dass eine solche Regelung eine Tarifvielfalt zulässt und 
auch eine Preisfortschreibungsklausel einbezieht. 
 

                                
Karl Reinhard Wissmüller     Volker Tuchan   
- 1. Vorsitzender -      - Geschäftsführer LHO- 
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Hessischer Landtag 
Dem Vorsitzenden des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr 
Herr Clemens Reif 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
                  

 
 

Gießen, 01.02.2013 
 

Stellungnahme des Landesverbands hessischer Omnibusunternehmer e.V. (LHO) zum 
Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Aufträge  (Drucks. 18/6523) 

 
 

Sehr geehrter Herr Reif, 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, in dieser Form zum o.g. Gesetzesentwurf Stellung 
nehmen zu dürfen. Insbesondere möchten wir zu folgenden Aspekten des Gesetzentwurfs 
unsere Auffassung übermitteln: 
 
 
I.  § 3, Tariftreueerklärung 
 
Zum einen ist es rechtlich nach wie vor umstritten, ob nach dem Rüffert-Urteil des EuGH 
entsprechende Tariftreueklauseln – auch im Bereich des Verkehrswesens – rechtlich 
Bestand haben. Es könnten daher sämtliche auf dieser Basis vergebenden Aufträge 
möglicherweise rechtlich nicht haltbar sein. Dies birgt eine erhebliche Gefahr für die 
Auftraggeber und -nehmer. 
Abgesehen davon handelt es sich bei einer solche Vorgabe an sich um ein vergabefremdes 
Element und es ist fraglich, ob dies unter ordnungspolitischen Erwägungen sinnvoll ist. 
Dennoch halten wir Maßnahmen, die geeignet sind, Lohndumping auszuschließen, generell 
für begrüßenswert. Der seit 2003 in Hessen durchgeführte flächendeckende 
Ausschreibungswettbewerb um ÖPNV-Leistungen hat für die mittelständischen Strukturen 
des Gewerbes und für die entsprechenden Unternehmen sehr nachteilige Folgen gehabt. 
Marktaustritte, Insolvenzen und die Übernahme von Unternehmen durch Global Player, die 
in den Markt eintraten, waren die Folge. Auch der Druck auf die Entlohnung der Fahrerinnen 
und Fahrer hat letzten Endes zugenommen. Besonders zu Beginn des Wettbewerbs kam es 
zu Fällen von Dumpinglöhnen. Nachteile hatten hier insbesondere die Unternehmen, die 
durch ihre Verbandsmitgliedschaft tarifgebunden waren und entsprechende Löhne zahlten 
mussten und auch wollten. 
Bei jeglicher Tariftreueklausel – sei es vertraglich oder gesetzlich – ist letztlich entscheidend, 
was gefordert wird und auf welcher Basis Angebote abgegeben werden müssen.  
Nach dem Entwurf dürfen öffentliche Aufträge im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs 
nur an Unternehmen vergeben werden, die sich schriftlich verpflichten „bei der Ausführung 
der Leistung mindestens das in Hessen für diese Leistung in einem der einschlägigen und 
repräsentativen, mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifverträge vorgesehene 
Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der 
Ausführungslaufzeit Änderungen nachzuvollziehen.“  
 
Das Gesetz zeigt sich zwar grundsätzlich dahingehend offen, dass es auch mehr als einen 
einschlägigen und repräsentativen Tarifvertrag geben kann. Jedoch werden die 
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entsprechenden Tarifverträge per Rechtsverordnung durch das Arbeitsministerium bestimmt. 
Unabhängig von der Frage, ob dies rechtlich zulässig ist, schließt es die Regelung jedenfalls 
nicht aus, dass je nach politischem Willen bestimmte Tarifverträge für repräsentativ erklärt 
werden oder nicht. Das Beispiel Nordrhein-Westfalen beweist, dass dies kein rein 
theoretisches Problem ist. Dort wurde im Bereich ÖPNV nur der kommunale Tarifvertrag 
TVN-N NRW festgelegt. Somit wurde der Tarifvertrag des dortigen privaten 
Omnibusgewerbes gleichsam ausgeschaltet, mit erheblichen Konsequenzen für den 
Tarifpartner und die angeschlossenen Unternehmen. Die in Hessen und anderen 
Bundesländern bestehende Vielfalt an Tarifverträgen im Bereich des ÖPNV hat Ihren 
Ursprung in den unterschiedlichen unternehmerischen Strukturen und Betätigungsfeldern der 
dort tätigen Unternehmen. So zeichnet sich das private Omnibusgewerbe dadurch aus, dass 
häufig für mehrere Auftraggeber gefahren wird, etwa Verbünde, lokale 
Nahverkehrsorganisationen, Schulträger, aber auch private Personen und Organisationen im 
Gelegenheitsverkehr. Es stellt diese Unternehmen vor größte organisatorische 
Schwierigkeiten, wenn sie auf Grund der Verbandsmitgliedschaft an einen Tarifvertrag 
gebunden sind, für bestimmte Aufträge jedoch die Vorschriften eines anderen Tarifvertrags 
einhalten müssen. So könnte es sein, dass ein Fahrer einen Teil seiner Arbeitszeit nach dem 
einen und einen anderen Teil nach einem weiteren Tarifvertrag bezahlt werden muss. 
Gleiches gilt für kaufmännische Angestellte. 
 
Ferner halten wir es auf Grund der im Grundgesetz niedergelegten Tarifautonomie für 
rechtlich sehr fragwürdig, ob der Gesetzgeber einen repräsentativen Tarifvertrag 
vorschreiben kann. Entscheidend muss vielmehr sein, ob es sich um einen einschlägigen 
Tarifvertrag handelt, der von zwei tariffähigen Tarifpartnern geschlossen wurde.  
Letzten Endes geht es zum einen um den Erhalt der Tarifpluralität, die gewährleistet, dass 
nicht nur zwischen verschiedenen Branchen, sondern auch innerhalb einer Branche 
strukturelle Unterschiede der jeweiligen beteiligten Unternehmen berücksichtigt werden 
können. Zum anderen halten wir diese Tarifpluralität auch langfristig für richtig, um die 
Kosten im ohnehin zuschussbedürftigen ÖPNV nicht ausufern zu lassen. Denn die 
Festlegung auf nur einen Tarifvertrag und damit eines quasi-Monopols von tariflich zu 
zahlenden Leistungen kann nicht im Sinne der öffentlichen Haushalte sein. Schon jetzt 
werden erhebliche Leistungen im Nahverkehr gekürzt, da die zur Verfügung stehenden Mittel 
nicht steigen, und die Kostensteigerungen nicht kompensiert werden können. 
 

Sofern demnach eine gesetzliche Regelung überhaupt den genannten rechtlichen Bedenken 
standhält, schlagen wir folgenden Wortlaut hierfür vor: 
 
„Öffentliche Aufträge über Verkehrsdienstleistungen gemäß § 2 Absatz 2 dürfen nur an 
Auftragnehmer (Unternehmen) vergeben beziehungsweise erteilt werden, die sich bei der 
Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausführung dieser 
Leistungen mindestens das Entgelt zu zahlen, das in einem in Hessen für diesen Bereich 
geltenden bzw. nachwirkenden Tarifvertrag vorgesehen ist.“ 
 
Der Hinweis auf einen „nachwirkenden“ Tarifvertrag halten wir für wichtig, um zu verhindern, 
dass ggfs. Tarifverträge, die nicht mehr gewünscht sind, gekündigt und nicht nachverhandelt 
werden. 
 
Ferner müsste festgelegt werden, was unter dem Begriff „Entgelt“, wie er in § 3 Absatz 2 des 
Entwurfs verwendet wird, zu verstehen ist. Denn zum „Entgelt“ gehört nicht nur der tariflich 
vereinbarte Stundenlohn, sondern es müssen auch die Rahmenbedingungen des 
Arbeitsverhältnisses berücksichtigt werden, die im Mantel-Tarifvertrag festgelegt sind. Hierzu 
zählen etwa Sonder- oder Zeitzuschläge, Vergütung von Vor- und Nachbereitungsarbeiten, 
Arbeitsunterbrechungen und Wartezeiten. Diese Punkte können im ÖPNV einen erheblichen 
Teil der Vergütung ausmachen und müssen daher miteinbezogen werden. Ansonsten würde 
der Zweck des Gesetzes, ein auf tariflicher Basis geltendes Entlohnungsniveau 
sicherzustellen, nicht erreicht.   
 
Sofern, wie vorgesehen, der Auftragnehmer verpflichtet wird, während der Ausführung der 
Leistungen eintretende tarifvertragliche Änderungen des Entgelts nachzuvollziehen, so muss 
im Gesetz konsequenterweise auch ein Mechanismus festgeschrieben werden, der eine 
Fortschreibung der entsprechenden Kosten vorsieht. Dies ist insbesondere bei 
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ÖPNV-Leistungen der Fall, die in der Regel für acht, teilweise sogar bis zehn Jahre 
vergeben werden. Wenn auf der einen Seite Tariftreue für die gesamte Laufzeit gefordert 
wird, dann muss diese Verpflichtung auf der anderen Seite auch finanziell „unterfüttert“ 
werden. Eine solche Klausel sollte sich auch auf alle relevanten Entlohnungsbestandteile 
beziehen, nicht nur auf den reinen Stundenlohn. 
 
 
II.  § 4, Betreiberwechsel bei der Erbringung von ÖPNV-Leistungen 
 
Der neue Betreiber ist auf Grund des Gesetzes zur Tariftreue verpflichtet. Sofern § 4 
verhindern soll, dass sich ein neuer Betreiber sich nicht tariftreu verhält, so ist die Regelung  
nicht notwendig, da sich diese Verpflichtung zur Tariftreue bereits aus § 3 ergibt. Wenn diese 
Vorschrift dennoch bestehen bleibt, sollte zumindest eine Regelung dahingehend eingefügt 
werden, die den Auftraggeber verpflichtet, die notwendigen entstehenden Kosten für die 
Verpflichtung zur Information des Auftraggebers zu ersetzen.     
 
 
III. §§ 6 bis 8, Besondere Vergabekriterien  
 
Angesichts der Vielzahl von bei der Vergabe zu beachtender Vorgaben des Gesetzes stellt 
sich die Frage, ob hierdurch nicht unverhältnismäßig viele neue Hürden bei der Teilnahme 
an Aufträgen errichtet werden. 
 
Insbesondere die Regelungen  
 

- zur Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen (§ 6) 
- zur beruflichen Erstausbildung (§ 7) 
- zur umweltverträglichen Beschaffung (§ 8) 

 
sind aus unserer Sicht eher als vergabefremde Aspekte anzusehen. Es dürfte in der Praxis 
auch äußerst schwer für den Auftraggeber sein, in diesen Punkten Bewertungskriterien 
aufzustellen, die Chancengleichheit und Diskriminierungsfreiheit gewährleisten. Es darf auch 
bezweifelt werden, ob sie im Rahmen der Auftragsvergabe ein wirksames Mittel zur 
Mittelstandsförderung sind. Denn die Einhaltung dieser Kriterien, um bessere Chancen beim 
Zuschlag eines Auftrages zu erhalten, dürfte sich vor allem für kleinste und kleine 
mittelständische Unternehmen als schwierig erweisen. 
 
 
IV. § 9, Mittelstandsförderung 
 
Die Regelung in § 8 zur Mittelstandsförderung ist generell zu begrüßen. Wenn in Absatz 3 
von einem mittelstandsfreundlichen Vergabeverfahren die Rede ist, und hiermit die 
Komplexität und der Umfang der auszugebenden Vergabeunterlagen ebenfalls einbezogen 
werden, kann diese ebenfalls nur begrüßt werden. Ansonsten entspricht die Regelung 
jedoch im wesentlichen § 97 GWB, so dass sich die Frage der Notwendigkeit, diese in das 
Gesetz aufzunehmen, stellt.  
 
Wie oben schon angedeutet, halten wir die Vielzahl eher arbeitsmarkt- und 
gesellschaftspolitisch orientierter Vergabekriterien für nicht geeignet, den in § 9 
angestrebtem Ziel näher zu kommen. Aus unserer Sicht müsste eher eine Verschlankung 
und Entbürokratisierung im Hinblick auf die meist äußerst komplexen und detaillierten 
Vergabebedingungen angestrebt werden. Das durchaus wünschenswerte Ziel der Stärkung 
des Mittelstands droht somit in Gefahr, konterkariert zu werden. 
 
 
V. § 13 Prüfbehörde  
 
§ 13 des Entwurfs sieht vor, Kontrollbefugnisse einer beim Wirtschaftsministerium 
angesiedelten Prüfbehörde zu übertragen. Generell ist zu fragen, ob die Einrichtung einer 
neuen Prüfbehörde, um die Verpflichtungen aus dem Gesetz zu überprüfen, angesichts des 
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Strebens nach schlanken bürokratischen Strukturen nötig und sinnvoll ist. Der Entwurf sieht 
darüber hinaus umfangreiche Kontrollbefugnisse der Behörde und Nachweispflichten des 
Auftragnehmers im Hinblick auf die Einhaltung der Gesetzesvorgaben vor. Generell halten 
wir eine Nachweisbarkeit für wichtig, um gesetzestreue und zuverlässige Unternehmen vor 
unlauterer Konkurrenz zu schützen. Allerdings bedarf es hierbei einer Regelung, die 
sicherstellt, dass Kontrollen nicht störend in den Betriebsablauf der jeweiligen Unternehmen 
eingreifen. Ferner muss der Schutz der sensiblen Unternehmens- und Arbeitnehmerdaten 
gewährleistet sein. Wir halten es auch für problematisch, eine generelle Kontrollmöglichkeit 
einzuräumen. Ausreichend ist aus unserer Sicht eine anlassbezogene Möglichkeit der 
Kontrolle der Auftragnehmer. 

   
   

       
Karl Reinhard Wissmüller         Volker Tuchan   
- 1. Vorsitzender -          - Geschäftsführer - 
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